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Potsdam, 21. Januar 2026 

 

Erik Stohn, Ines Seiler 

Integration gelingt nur mit Steuerung und Perspektiven – 

Brandenburg setzt auf Verantwortung statt Polarisierung 

Zur aktuellen Debatte um die Einführung einer Wohnsitzauflage für Ge-

flüchtete erklärt der stellvertretende Vorsitzende der SPD-Landtagsfrak-

tion Brandenburg, Erik Stohn: 

„Brandenburg steht in der Verantwortung, Integration so zu gestalten, 

dass sie für alle gelingt – für die Menschen, die neu zu uns kommen, 

ebenso wie für die Kommunen und Nachbarschaften, die sie aufnehmen. 

Wenn sich soziale Herausforderungen und knappe Ressourcen in einzel-

nen Städten, Schulen oder Quartieren zu stark verdichten, gerät der Zu-

sammenhalt unter Druck. Eine vorausschauende und faire Steuerung 

hilft, Überforderung zu vermeiden und Integration im ganzen Land zu 

stärken. Dabei geht es nicht um Ausgrenzung, sondern um Solidarität, 

Verantwortung und ein gutes Miteinander.“ 

Die SPD-Landtagsfraktion unterstützt Innenminister René Wilke in dem 

Ansatz, die Verteilung von Geflüchteten künftig besser zu steuern. Zu-

gleich betont sie, dass eine Wohnsitzauflage kein Selbstzweck sein darf 

und nur dann sinnvoll ist, wenn sie Integrationschancen stärkt statt be-

hindert. Dazu erklärt die integrationspolitische Sprecherin der SPD-Land-

tagsfraktion, Ines Seiler: „Integration gelingt dort am besten, wo Men-

schen arbeiten, lernen und ihr Leben selbstbestimmt gestalten können. 

Deshalb ist entscheidend, dass eine Wohnsitzauflage mit Ausnahmen 

und Ermessensspielräumen verbunden ist – etwa bei Arbeit, Ausbildung 

oder Studium. Ordnungspolitische Instrumente allein lösen keine sozia-

len Probleme. Sie müssen eingebettet sein in eine starke Integrationspo-

litik mit ausreichend Schulsozialarbeit, Sprachförderung, Quartiersarbeit 

und bezahlbarem Wohnraum. Klar ist: Es darf keine Stigmatisierung ge-

ben und keine pauschalen Schuldzuweisungen, sondern Lösungen, die 

den Zusammenhalt stärken.“ 


